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Am 13. Februar 2020 befasste der Conseil d'Etat (Staatsrat – oberstes
Verwaltungsgericht) den Conseil constitutionnel (Verfassungsrat) mit einer
vorrangigen Frage zur Verfassungsmäßigkeit (question prioritaire de
constitutionnalité – QPC) im Zusammenhang mit den letzten drei Absätzen von
Artikel L. 331-21 des Code de la propriété intellectuelle – Gesetz über das geistige
Eigentum – CPI). Besagte Bestimmungen bilden die rechtliche Grundlage für die
Umsetzung des aus dem Gesetz Nr. 2009-669 vom 12. Juni 2009
hervorgegangenen Verfahrens der abgestuften Erwiderung durch die HADOPI.

Gemäß Artikel L. 336-3 CPI ist der Inhaber eines Zugangs zu öffentlichen Online-
Kommunikationsdiensten verpflichtet sicherzustellen, dass dieser Zugang nicht zu
Urheberrechtsverletzungen missbraucht wird. Innerhalb der HADOPI ist die
Commission de protection des droits (Kommission für den Schutz der Rechte)
dafür verantwortlich, im Falle der Meldung von Urheberrechtsverstößen
Maßnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung dieser Verpflichtung zu
gewährleisten. In diesem Rahmen macht sie die Verursacher von Verstößen
schriftlich auf die oben genannte Verpflichtung aufmerksam, fordert sie zur
Einhaltung dieser Verpflichtung auf und nennt die Strafen, die im Falle der
Nichteinhaltung drohen. Die strittigen Bestimmungen des CPI geben den HADOPI-
Mitarbeitenden das Recht, einerseits von den Betreibern elektronischer
Kommunikationsdienste die Identität, die Postanschrift, die E-Mail-Adresse und die
Telefondaten des Teilnehmers zu erhalten, dessen Zugang zu öffentlichen Online-
Kommunikationsdiensten unter Zuwiderhandlung gegen die in Artikel L. 336-3 CPI
festgelegte Verpflichtung genutzt wurde, und andererseits eine Mitteilung und
Kopie „aller Dokumente, unabhängig vom Medium, einschließlich der
Verbindungsdaten, die dem Betreiber elektronischer Kommunikationsdienste
vorliegen, einzufordern“. Die gemäß Artikel L. 331-29 CPI eingeführte Verordnung
Nr. 2010-236 vom 5. März 2010 über die automatische Verarbeitung
personenbezogener Daten führt diese Daten auf.

Nach Ansicht der beschwerdeführenden Verbände verletzen die strittigen
Bestimmungen des CPI das Recht auf Privatsphäre, den Schutz
personenbezogener Daten und das Briefgeheimnis. Sie beanstanden, die
Bestimmungen ermöglichten den HADOPI-Mitarbeitenden den Zugang zu allen
Dokumenten, einschließlich der Verbindungsdaten, unabhängig vom Medium und
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ohne jede Einschränkung des Dokumentenbereichs bzw. ohne Vorlage
ausreichender Garantien.

Der Verfassungsrat äußerte sich zunächst zur Zulässigkeit der QPC. Die ihm
vorgelegte Frage sei nicht neu und er habe bei der Prüfung des Gesetzes vom 12.
Juni 2009 entschieden, dass die letzten drei Absätze des Artikels L. 331-21 CPI mit
dem Recht auf Privatsphäre vereinbar seien. Seit dieser Konformitätserklärung
habe er jedoch in einem anderen Beschluss vom 5. August 2015 Bestimmungen
als gegen das Recht auf Privatsphäre verstoßend erachtet. Diese räumten den
Mitarbeitenden der Wettbewerbsbehörde ein Recht auf Zugang zu
Verbindungsdaten ein, das dem in den strittigen Bestimmungen vorgesehenen
Recht entspreche. Durch diese Entscheidung ergäben sich neue Umstände, die
die Überprüfung der strittigen Bestimmungen rechtfertigten.

In der Sache urteilte der Verfassungsrat, der Gesetzgeber habe dadurch, dass er
festgelegt habe, dass das Recht auf Zugang sich auf „alle Dokumente,
unabhängig vom Medium“ beziehe und er die Personen, für die dieses Recht
gelte, nicht benannt habe, weder den Geltungsbereich des Rechts auf
Datenzugang eingeschränkt noch gewährleistet, dass die Dokumente, auf die es
sich bezieht, in direktem Zusammenhang mit der Verletzung der in Artikel L. 336-
3 CPI festgelegten Verpflichtung stehen, die das von der HADOPI durchgeführte
Verfahren rechtfertigen würde. Darüber hinaus könne dieses Zugangsrecht auch
für alle Verbindungsdaten, die sich im Besitz von Betreibern elektronischer
Kommunikationsdienste befinden, geltend gemacht werden. Diese Daten
enthielten jedoch angesichts ihrer Art und der Verarbeitung, der sie unterzogen
werden könnten, zahlreiche und sehr präzise Informationen über die betroffenen
Personen, was deren Privatsphäre in besonderem Maße beeinträchtige. Auch
stünden sie nicht alle notwendigerweise in einem direkten Zusammenhang mit
der Nichteinhaltung der in Artikel L. 336-3 CPI verankerten Verpflichtung.

Hinsichtlich des Datenzugangs, der speziell den Mitarbeitenden der HADOPI
ermöglicht werde, ﻿um Identität, Postanschrift, E-Mail-Adresse und Telefondaten
des Teilnehmers zu verwenden, dessen Zugang zu öffentlichen Online-
Kommunikationsdiensten illegal genutzt worden sei, , wies der Verfassungsrat
dagegen darauf hin, dass der Gesetzgeber bezweckt habe, den Kampf gegen
Urheberrechtsverletzungen im Internet zu verstärken. Dies entspreche dem Ziel
des Schutzes des geistigen Eigentums. Er stellt fest, dass dieses Recht auf
Datenübermittlung nicht mit einer Zwangsvollstreckungsbefugnis einhergehe und
nur ordnungsgemäß ermächtigten und vereidigten Mitarbeitenden der HADOPI
offenstehe, die bei der Verwendung dieser Daten das Berufsgeheimnis zu wahren
hätten. Im Übrigen seien diese Informationen erforderlich, damit die Hohe
Behörde die auf diese Weise ermittelten Inhaber von Abonnements auf ihre
rechtlichen Verpflichtungen aufmerksam machen und bei anhaltender
Nichterfüllung dieser Verpflichtungen gegebenenfalls die Staatsanwaltschaft mit
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der Angelegenheit befassen könne. Die Informationen stünden somit in direktem
Zusammenhang mit dem Zweck des durchgeführten Verfahrens. Aus diesen
Gründen ist der Verfassungsrat der Ansicht, dass der letzte Absatz von Artikel L.
331-21 des Gesetzes über das geistige Eigentum mit Ausnahme des Wortes
„insbesondere“ verfassungskonform ist.

Der Verfassungsrat hält somit den dritten und vierten Absatz von Artikel L. 331-21
CPI sowie das Wort „insbesondere“ im letzten Absatz desselben Artikels für
verfassungswidrig. In einer Pressemitteilung wies die HADOPI darauf hin, dass die
Kommission für den Schutz der Rechte zu keinem Zeitpunkt die besagte
„Möglichkeit“ genutzt habe, um die Umsetzung der abgestuften Erwiderung zu
gewährleisten, und dass „der Verfassungsrat mit dieser Konformitätserklärung
somit das derzeitige Funktionieren des Verfahrens der abgestuften Erwiderung
und die Fortsetzung seiner Umsetzung bestätigt“.

Ungeachtet der Stellungnahme der HADOPI ist der Verfassungsrat der Ansicht,
dass eine sofortige Aufhebung der als verfassungswidrig erachteten
Bestimmungen aller Wahrscheinlichkeit nach „offenkundig überzogene“ Folgen
haben würde. Er verschiebt daher ihre Aufhebung auf den 31. Dezember 2020.
Bis dahin wird das Gesetz zur Reform des audiovisuellen Sektors, das den CSA
und die HADOPI in einer neu geschaffenen ARCOM vereinen soll, womöglich
verabschiedet und die Bestimmung des CPI bereinigt sein, sodass der
vorliegenden Entscheidung Rechnung getragen und das durch das Gesetz vom
12. Juni 2009 eingeführte Verfahren der abgestuften Erwiderung optimiert wird.

 

Conseil constitutionnel, Décision n° 2020-841 QPC du 20 mai 2020, La
Quadrature du net et a.

https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2020/2020841QPC.htm

Verfassungsrat, Beschluss Nr. 2020-841 QPC vom 20. Mai 2020, La Quadrature du
net u. a
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